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Vorwort
Das vorliegende Buch wendet sich einerseits an die Studierenden der Wirtschaftswis-
senschaften, um aufbauend auf der Kenntnis der doppelten Buchführung den Ein-
stieg in die handels- und steuerrechtliche Problematik der Bilanzierung zu ermögli-
chen. Andererseits soll es aber auch den kaufmännischen Führungskräften der Wirt-
schaft sowie den steuerberatenden und Wirtschaftsprüfenden Berufen in einer ge-
drängten und übersichtlichen Form die Möglichkeit bieten, ihren Wissensstand auf
dem Gebiet der Rechnungslegung dem neuesten betriebswirtschaftlichen und rechtli-
chen Erkenntnisstand anzupassen.

Ausgehend von einschlägigen Erfahrungen, sowohl in der wirtschaftswissenschaftli-
chen und steuerlichen Theorie als auch in der betrieblichen Praxis, ist der Verfasser be-
strebt, aus der überwältigenden Fülle der sich bietenden Lehrinhalte eine anwen-

dungsorientierte Auswahl zu treffen. Dabei richten sich die Bemühungen insbeson-
dere darauf, die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Handels- und Steuerbilanz
herauszuarbeiten und einander gegenüberzustellen. Darüber hinaus werden auf der
Grundlage des Industrie-Kontenrahmens die organisatorischen Voraussetzungen der
Finanzbuchhaltung für ein reibungsloses Erstellen des Jahresabschlusses aufgezeigt.
Der Hinweis auf grundlegende Aspekte der Kosten- und Leistungsrechnung und der
abrundende Überblick über die Grundlagen der Konzern-Rechnungslegung dienen
dem umfassenden Verständnis im Gesamtzusammenhang des betrieblichen Rech-
nungswesens. Die in den Text eingearbeiteten Fallbeispiele und die Testfragen mit Lö-
sungshinweisen am Ende des Buches sollen die Anschaulichkeit der Darstellung er-
höhen. Mit Hilfe der im Literaturverzeichnis genannten Werke ist eine weitere Vertie-
fung interessierender Fragenkomplexe möglich.
Die vorliegende Auflage entspricht dem neuesten Stand von Gesetzgebung, Rechtspre-
chung und Verwaltungsanweisungen in handels- und steuerrechtlicher Hinsicht. Im Hin-
blick auf die steigende Internationalisierung der Wirtschaft fanden auch die anglo-ame-
rikanisch geprägten Rechnungslegungssysteme

-

wie IAS/IFRS und US-GAAP stärke-
re Berücksichtigung.
Indem das HGB zwischen generellen Normen, die eine abschließende Regelung für den
Einzelabschluß der Personenunternehmen beinhalten, und Zusatzvorschriften unter-
scheidet, die nur für den Kapitalgesellschaften Wirksamkeit entfalten, hat sich in Ab-
hängigkeit von der Rechtsform die Vielschichtigkeit des Jahresabschlusses erhöht, ins-
besondere wenn man den in seiner Bedeutung wesentlich gestiegenen Konzernabschluß
mit in die Betrachtung einbezieht. Dem Leser wird die Komplexität der betrieblichen
Rechnungslegung in didaktisch aufbereiteter Form mittels entsprechender Querverwei-
se, tabellarischer Übersichten und vergleichender Gegenüberstellungen erläutert.

Für kritische Anregungen aller Art aus Theorie und Praxis ist der Verfasser aufge-
schlossen und dankbar.

Georg Wörner
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Erstes Kapitel
Die Grundlagen der Buchhal-
tung_



Unter Bilanzierung versteht man im Geschäftsverkehr die Erstellung des Jahres-
abschlusses, also eine auf das Ende des Wirtschaftsjahres gerichtete, stichtagbe-
zogene Tätigkeit. Von Sonderbilanzen, die aus einmaligen Anlässen erstellt wer-

den, wie Gründung, Umwandlung, Fusion, Sanierung, Auseinandersetzung, Ver-
gleich und Konkurs wird hier abgesehen.
Um aber die Jahresbilanz erstellen zu können, bedarf es einer den einschlägigen
Rechtsvorschriften und betriebswirtschaftlichen Zweckmäßigkeitsüberlegungen
entsprechenden Buchhaltung während des Geschäftsjahres. Daher sollen die hier
angestellten Überlegungen zur Bilanzierung nicht erst bei den spezifischen Jah-
resabschlußarbeiten, sondern schon bei der laufenden Verbuchung während des
Geschäftsjahres einsetzen. Eine ordnungsgemäß gestaltete Buchhaltung ist die
unabdingbare Voraussetzung für ein reibungsloses Erstellen des Jahresabschlus-
ses. Buchhaltung und Jahresabschluß sind untrennbar verzahnt und bilden im
Rahmen der Bilanzierung eine Einheit.

A. Die Buchhaltung als Teil des betrieblichen Rechnungswe-
sens

I. Begriff des betrieblichen Rechnungswesens
Das wirtschaftliche Handeln im Betrieb, d. h. der betriebliche Umsatzprozeß,
wird durch den Motor des Gewinnstrebens in Gang gesetzt und gehalten.
Aus den auf dem Beschaffungsmarkt gekauften Konsumgütern

-

Anlagen, Stof-
fen und Diensten

-

werden im betrieblichen Transformations- oder Produktions-
prozeß neue Leistungen

-

die Ertragsgüter
-

erstellt, die auf dem Absatzmarkt
verkauft werden. Der Absatz der Ertragsgüter bringt Einnahmen, der Kauf der
Kostengüter verursacht Ausgaben. Gewinn entsteht, wenn die Einnahmen die
Ausgaben übersteigen.
Der betriebliche Umsatzprozeß setzt sich somit aus zwei gegenläufigen Strömen
zusammen, dem Güter- und dem Geldstrom. Der Geldstrom muß bei Gründung
oder Erweiterung eines Betriebs zunächst aus dem Kapitalmarkt gespeist wer-

den, bis aus dem Absatzmarkt genügend Einnahmen fließen. Zeichnerisch sieht
das wie folgt aus1:

1 Vgl. Ruchti, H., Die Abschreibung, Stuttgart 1953, S. 25.
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Kapitalmarkt

Beschaffungs-
markt

Geldstrom

Güterstrom

Absatz-
markt

Transformation

3 Das betriebliche Rechnungswesen beinhaltet alle Verfahren zur zahlenmäßigen
Erfassung des so veranschaulichten Umsatzprozesses. Das Rechenwerk entwirft
insofern ein quantitatives Spiegelbild des realen Betriebsgeschehens.
Die Zeit, in der das Rechnungswesen als notwendiges Übel, als lästiges Anhäng-
sel zu den »produktiven« Tätigkeiten betrachtet wurde, ist endgültig vorüber.
Nachdem in der Betriebswirtschaftslehre heute vornehmlich eine Entschei-
dungslehre gesehen wird, deren Ziel darin besteht, in allen denkbaren betriebli-
chen Entscheidungssituationen die optimale Alternative zu verwirklichen, ent-
wickelte sich das Rechnungswesen als Informationsträger zum unentbehrlichen
Instrument der Unternehmenssteuerung.

II. Ziele des betrieblichen Rechnungswesens
4 Im einzelnen können wir vier Rechnungsziele unterscheiden:

a) Vermögens- und Erfolgsermittlung
b) Kostenermittlung
c) Wirtschaftlichkeitskontrolle
d) Vorbereitung der Entscheidungsfindung.
Diese vier Rechnungsziele werden von den nachfolgend genannten Teilgebieten
des Rechnungswesens ineinandergreifend und graduell unterschiedlich realisiert.

III. Teile des betrieblichen Rechnungswesens
5 Üblicherweise untergliedert man das betriebliche Rechnungswesen in vier Teil-

bereiche:

• Buchhaltung, auch Finanz- oder Geschäftsbuchhaltung genannt (FBH)
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• Kosten- und Leistungsrechnung, auch Betriebsbuchhaltung genannt (KLR)
• Betriebsstatistik
• Planungsrechnung (Controlling).
Die FBH nimmt innerhalb des betrieblichen Rechnungswesens die Zentralstel- 6
lung ein. Sie knüpft bei der Erfassung des betrieblichen Umsatzprozesses am

Geldstrom an und dient den oben unter a) und d) genannten Zielsetzungen. Sie
ist zudem gesetzlich vorgeschrieben (vgl. Tz. 13).
Demgegenüber steht für die KLR der Güterstrom im Vordergrund der Betrach- 7
tung. Da jedoch die Güter und Dienste nicht unmittelbar miteinander addiert
werden können, erfordert ihre rechnerische Erfassung eine Bewertung in Geld-
einheiten, wobei die Wertansätze der KLR, die von ihrem Wesen her als Ver-
rechnungspreise zu qualifizieren sind, von denen der FBH erheblich abweichen
können.

Die KLR ist gesetzlich nicht vorgeschrieben. Dennoch ist sie als Steuerungsin-
strument für die Unternehmensführung unentbehrlich. Sie umfaßt gemeinhin
zwei Rechnungsarten, eine Zeitraum- und eine Stückrechnung (kurzfristige Er-
folgsrechnung und Kalkulation), und dient allen oben genannten Rechnungszie-
len.

Die betriebliche Statistik kann sich sowohl auf Geld- (Umsatz, Kosten etc.) als 8
auch auf Mengengrößen (Lagerbestände, Absatz- und Ausschußzahlen, Maschi-
nenstunden, Urlaubs- oder Krankheitstage etc.) beziehen. Sie wird vom Gesetz-
geber ebenfalls nicht gefordert, vermittelt aber der Untemehmensführung um-

fangreiche Aufschlüsse im Hinblick auf die oben unter c) und d) genannten Ziele
des Rechnungswesens.
Während die drei erstgenannten Rechnungszweige vergangenheitsorientiert sind, 9
weist die Blickrichtung der Planungsrechnung in die Zukunft. Die von FBH,
KLR und Statistik im nachhinein festgestellten Größen werden von der Pla-
nungsrechnung bereits im voraus festgelegt, zweckmäßigerweise als Sollvorga-
ben oder Budgetansätze. Sie dient damit den oben unter c) und d) genannten
Zielsetzungen von allen Rechnungszweigen am wirkungsvollsten. Eine gesetzli-
che Notwendigkeit besteht für sie wegen fehlender Außenwirkungen nicht, in-
tern bildet sie jedoch den Grundpfeiler einer nach modernen betriebswirtschaftli-
chen Erkenntnissen ausgerichteten Untemehmensführung, die ohne ein umfas-
sendes Controlling-System nicht mehr auskommen kann.

In allen Betrieben finden sich diese vier Rechnungsarten vor, vielfach organisa-
torisch mehr oder weniger stark ausgeprägt. Eine funktionsfähige Buchhaltung
allerdings ist für alle Betriebe obligatorisch und das Fundament für die übrigen
Rechnungszweige.
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B. Aufgaben der Buchhaltung
10 Die der Buchhaltung innerhalb des Rechnungswesens zukommenden Aufgaben

lassen sich in zwei Gruppen zusammenfassen (vgl. Tz. 6):
• Dokumentationsaufgaben
• Instrumentalaufgaben.

I. Dokumentationsaufgaben
11 Zunächst hat die Buchhaltung zu dokumentieren, d. h., festzuhalten, was in der

Vergangenheit geschehen ist. Sie verzeichnet die Geschäftsvorfälle der abgelau-
fenen Periode. Die Dokumentationsfunktion bezieht sich im einzelnen auf
• die Vermögenslage und das Kapital am Bilanzstichtag,
• die Veränderungen des Vermögens und des Kapitals während des Ge-

schäftsjahres (Mittelverwendung
-

Mittelherkunft),
• die Erfolgskomponenten Aufwand und Ertrag,
• den Erfolg des Geschäftsjahrs und seine Ursachen,
• die Gewinnung von Grundlagen für die KLR,
• die Bereitstellung von Unterlagen für die Betriebsstatistik.
Diese Dokumentation der Geschäftsvorfälle durch die Buchhaltung dient
• der Rechenschaft gegenüber Eigentümern, Gläubigern (z.B. Banken), Mitar-

beitern und der interessierten Öffentlichkeit,
• der Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen, insbesondere bezüglich der

Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen und vom Umsatz,
• der Vorlagemöglichkeit als Beweismittel gegenüber Gerichten (§§ 258, 261

HGB) und Verwaltungsbehörden, insbesondere dem Finanzamt (§§ 90, 92
und 97 AO).

II. Instrumentalaufgaben
12 Darüber hinaus hat die Buchhaltung als Steuerungsmittel der Unternehmens-

führung auch zukunftsorientierte Aufgaben hinsichtlich der optimalen Gestal-
tung und Überwachung (Controlling) des betrieblichen Umsatzprozesses.
Im Rahmen der Planungsrechnung (vgl. Tz. 9) finden die Vergangenheitswerte
der Buchhaltung als Ausgangsbasis für die Ermittlung der Plandaten Verwen-
dung. Eine Planungsrechnung gewinnt aber ihre volle Aussagekraft erst, wenn
sie durch einen nachträglichen Soll-Ist-Vergleich vervollständigt wird, aus dem
die Abweichungen zwischen geplantem Soll und realisiertem Ist ersichtlich sind.
Denn erst durch eine Abweichungsanalyse lassen sich die Ursachen der aufge-
tretenen Abweichungen ergründen. Die für den Soll-Ist-Vergleich benötigten
Ist-Zahlen entstammen teilweise wieder der Buchhaltung.
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C. Gesetzliche Vorschriften zur Buchführung und Gewinner-
mittlung

I. Handelsrechtliche Buchführungspflicht
Die handelsrechtliche Buchführungspflicht ergibt sich aus § 238 Abs. 1 HGB. 13
Danach ist jeder Kaufmann zur Führung von Büchern verpflichtet. Die Kauf-
mannseigenschaft regeln §§ 1 bis 7 HGB.

Kaufmann ist nach § 1 Abs. 1 HGB, wer ein Handelsgewerbe betreibt. Als Han-
delsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der nach Art und Umfang einen in kauf-
männischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert. Aus der Formulie-
rung des § 1 Abs. 2 HGB ergibt sich, daß jedes gewerbliche Unternehmen
grundsätzlich als Handelsgewerbe eingestuft wird. Wer einen Gewerbebetrieb unter-
hält und der Meinung ist, es handelt sich nicht um ein Handelsgewerbe, muß nach-
weisen, daß sein Unternehmen keinen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb erfordert, er also ein Kleingewerbetreibender gemäß § 2 HGB ist.
Der Kaufmann erwirbt die Kaufmannseigenschaft durch den Beginn seines Han-
delsgewerbes. Er ist also auch Kaufmann, wenn er nicht ins Handelsregister einge-
tragen ist, da die Eintragung nur deklaratorischen Charakter hat. Jedoch ist er

gemäß § 29 HGB verpflichtet, sich ins Handelsregister eintragen zu lassen.

Anders dagegen die Kannkaufleute gemäß § 2 und § 3 HGB. Kleingewerbe- 14
treibende, deren Unternehmen keinen in kaufmännischer Weise eingerichteten
Geschäftsbetrieb erfordert, sowie Land- und Forstwirte, deren Unternehmen ei-
nen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, können
sich ins Handelsregister eintragen lassen, wenn sie wollen. Sie werden dadurch
zu Kaufleuten. Für sie ist die Eintragung ins Handelsregister konstitutiv. Ihre
Buchführungspflicht beginnt mit der Eintragung ins Handelsregister. Zu
den Formkaufleuten zählen sämtliche Handelsgesellschaften, Personenhan-
dels- und Kapitalgesellschaften. Sie besitzen gemäß § 6 HGB die Kaufmanns-
eigenschaft kraft Rechtsform. Sie entsteht durch Eintragung ins Handelsregi-
ster. Damit beginnt auch ihre Buchführungspflicht.
Ob ein Gewerbetreibender Kaufmann ist oder nicht richtet sich nach Art und 15
Umfang seines Betriebes (§ 1 Abs. 2 HGB). Benötigt er einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb ist er Kaufmann. Dies ist vom

Zusammenwirken verschiedener Faktoren abhängig. So kommt es auf die
Höhe des Umsatzes, des Vermögens, der Beschäftigtenzahl eines Unternehmens
an, aber auch die Art der Tätigkeit (Wechselgeschäfte, Zielein- und -Verkäufe,
Auslandsaktivitäten etc.) bildet ein Kriterium für einen in kaufmännischer
Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb. Auskunft geben auch die Industrie- und
Handelskammern (IHK) oder Handwerkskammern.
Die handelsrechtliche Buchführungspflicht trifft somit sämtliche Kaufleu-
te. Sie erfaßt alle Handelsgesellschaften

-

AG, KGaA, GmbH, eG, OHG, KG
-sowie alle Kaufleute, die im Handelsregister eingetragen oder zur Eintragung

verpflichtet sind.
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16 Die Kapitalgesellschaften und Genossenschaften werden in den für sie gülti-
gen Sondergesetzen nochmals ausdrücklich auf ihre Buchführungs- und Bilan-
zierungspflicht hingewiesen: die AG und KGaA in § 91 AktG, die GmbH in § 41
GmbHG und die eG in § 33 GenG. Das gleiche geschieht in § 5 PublG für alle
Unternehmen, die dem Publizitätsgesetz unterliegen, also insbesondere Ein-
zelunternehmen und Personengesellschaften, die bestimmte Größenmerkmale
erreichen (vgl. § 1 PublG). Gegebenenfalls besteht für diese Unternehmensgrup-
pen des weiteren die Pflicht, ihren Jahresabschluß auf seine Ordnungsmäßigkeit
hin prüfen zu lassen und zu veröffentlichen (vgl. Tz. 124 ff.).

II. Steuerrechtliche Buchführungspflicht
17 § 140 AO stellt die Verbindung zwischen handels- und steuerrechtlicher Buch-

führungspflicht her. Danach haben alle, die nach anderen Gesetzen als den Steu-
ergesetzen Bücher und Aufzeichnungen führen müssen, diese Verpflichtung
auch im Interesse der Besteuerung zu erfüllen. Davon sind alle Kaufleute
betroffen. § 140 AO bezieht sich jedoch nicht nur auf die Handelsbücher des
Kaufmanns, die für die Besteuerung nutzbar gemacht werden sollen, sondern
auch auf besondere Bücher, die in bestimmten Gewerbezweigen darüber hinaus
zu führen sind, wie z. B. die Betriebsbücher nach der Apothekenbetriebsord-
nung, die Fremdenbücher des Hotel- und Gaststättengewerbes oder die Tagebü-
cher der Handelsmakler.

18 Außerdem dehnt § 141 Abs. 1 AO die Buchführungspflicht unabhängig von der
Kaufmannseigenschaft auf alle Gewerbetreibende sowie Land- und Forstwirte
aus, die nach den Feststellungen der Finanzbehörde für den einzelnen Betrieb
• einen Gesamtumsatz von mehr als 350.000 € oder
• selbstbewirtschaftete land- und forstwirtschaftliche Flächen mit einem Wirt-

schaftswert von mehr als 25.000 € oder
• einen Gewinn aus Gewerbebetrieb bzw. einen Gewinn aus Land- und Forst-

wirtschaft von mehr als 30.000 € im Wirtschaftsjahr bzw. Kalenderjahr
gehabt haben. Die Erfüllung eines dieser Merkmale genügt für die steuerliche
Buchführungspflicht, ohne Rücksicht darauf, ob der Unternehmer Kaufmann ist
oder nicht. Nur die freiberuflich Tätigen sind von der Buchführungspflicht
grundsätzlich befreit. Zu beachten ist allerdings, daß die Pflicht zur Führung
von Büchern nicht schon dann eintritt, wenn eine der genannten Grenzen über-
schritten wird. Das Finanzamt muß auf die Verpflichtung zur Buchführung
ausdrücklich hinweisen. Erst vom Beginn des auf die Mitteilung der Buch-
führungspflicht folgenden Wirtschaftsjahres an müssen Bücher geführt werden
(§141 Abs. 2 AO).
Im Gegensatz zum Handelsrecht, in dem die Grenze zwischen Kaufmann und
Nichtkaufmann nicht immer zweifelsfrei gezogen werden kann, ist der Kreis der
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steuerrechtlich zur Buchführung Verpflichteten exakt umrissen. Er geht zu-

dem über den Kreis der handelsrechtlich buchführungspflichtigen Kaufleute hin-
aus. Kleinstbetriebe mit einem Umsatz bis zu 17.500 € p.a. sind von der Auf-
zeichnungspflicht für die Ausgaben befreit.

Die Ordnungsmäßigkeit der steuerlichen Buchführung wird vom Finanzamt 19
durch eine Außenprüfung nach § 193 ff. AO überprüft, wenn dieses es für not-
wendig erachtet. Bei größeren Betrieben ist mit regelmäßigen Außenprüfungen
zu rechnen.

Veröffentlicht wird die Steuerbilanz keinesfalls, ganz im Gegenteil, das Finanz-
amt ist strengstens an das Steuergeheimnis gebunden (§ 30 AO).

III. Steuerliche Aufzeichnungspflichten
Buchführende Steuerpflichtige ermitteln den Gewinn durch den Betriebsvermö- 20
gensvergleich (§ 4 Abs. 1 EStG) wie folgt:

Betriebsvermögen (= Eigenkapital) am Schluß des Wirtschaftsjahrs
-

Betriebsvermögen (= Eigenkapital) am Schluß des vorangegangenen Wirt-
schaftsjahrs

+ Entnahmen des Wirtschaftsjahrs
-

Einlagen des Wirtschaftsjahrs
= Gewinn des Wirtschaftsjahrs
Die für den Betriebsvermögensvergleich benötigten Daten liefert die Bilanz. Die
Erfolgsrechnung dient der Finanzbehörde lediglich zur Kontrolle der Bilanz.
Auch diejenigen, die keine Bücher nach §§ 140, 141 AO führen müssen, haben 21
der Finanzbehörde gegenüber bestimmte Aufzeichnungspflichten, deren Umfang
sich in erster Linie nach der angewandten Gewinnermittlungsart richtet.
Im Einkommensteuerrecht werden fünf Gewinnermittlungsarten unterschie-
den:

• der Betriebsvermögensvergleich nach § 5 EStG für buchführungspflichtige
Gewerbetreibende und für nicht buchführungspflichtige Gewerbetreibende,
die freiwillig Bücher führen,

• der Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG für buchführungs-
pflichtige Land- und Forstwirte und für Angehörige der freien Berufe, die
freiwillig Bücher führen, sowie auf Antrag auch für nicht buchführungs-
pflichtige Land- und Forstwirte, die freiwillig Bücher führen,

• die Einnahmeüberschußrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG für die Angehöri-
gen der freien Berufe, soweit sie nicht freiwillig Bücher führen einerseits so-
wie andererseits für nicht buchführungspflichtige Gewerbetreibende und auf
Antrag auch für nicht buchführungspflichtige Land- und Forstwirte, die zwar
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freiwillig keine Bücher führen, die aber ihre Betriebseinnahmen und Be-
triebsausgaben aufzeichnen,

• die Besteuerung nach Richtsätzen für nicht buchführungspflichtige Gewer-
betreibende, die weder Bücher führen noch die für die Einnahmenüberschuß-
rechnung erforderlichen Aufzeichnungen anfertigen,

• die Besteuerung nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG) für nicht buchfüh-
rungspflichtige Land- und Forstwirte, die auch freiwillig keine Aufzeichnun-
gen machen.

Kommt der Steuerpflichtige seiner im Rahmen der vorstehend genannten fünf
Gewinnermittlungsarten bestehenden Buchführungs- bzw. Aufzeichnungspflicht
nicht oder nicht vollständig nach, so werden die Besteuerungsgrundlagen gemäß
§ 162 AO durch das Finanzamt geschätzt. Die Schätzung stellt somit keine ge-
sonderte Gewinnermittlungsart dar, sondern erfolgt nach den Vorschriften derje-
nigen Gewinnermittlungsart, zu der der Betroffene verpflichtet wäre.

22 Der Betriebsvermögensvergleich verlangt eine vollständige Buchhaltung mit
Jahresabschluß, wobei sich derjenige nach § 5 EStG von demjenigen nach § 4
Abs. 1 EStG dadurch unterscheidet, daß ersterer auf die handelsrechtlichen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung Bezug nimmt.

Während also der Betriebsvermögensvergleich nach § 5 EStG die Berücksichti-
gung sowohl der handels- als auch der steuerrechtlichen Bilanzierungsvorschrif-
ten verlangt, sind für den Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG die
handelsrechtlichen Bilanzierungsvorschriften und folglich insbesondere der
Grundsatz der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz (vgl. Tz.
159) bedeutungslos. Konkret gesprochen entfällt damit die Anwendung des
handelsrechtlichen Niederstwertprinzips bei der Bewertung (vgl. Tz. 286 ff.) im
Falle des Betriebsvermögensvergleichs nach § 4 Abs. 1 EStG.

23 Die Einnahmeüberschußrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG wird in erster Linie
von den Angehörigen der freien Berufe (z.B. Arzt, Rechtsanwalt, Steuerberater)
durchgeführt, da diese auch dann nicht zur Buchführung und damit zum Be-
triebsvermögensvergleich verpflichtet sind, wenn sie die Grenzen des § 141 AO
überschreiten. Sie erfordert vom Steuerpflichtigen nur eine vereinfachte Form
der Buchhaltung. Insbesondere entfällt die Aufzeichnung der Forderungen und
Verbindlichkeiten. Mit Ausnahme der Anlagenzu- und -abgänge werden alle Ge-
schäftsvorfälle erst im Zeitpunkt ihrer Zahlung erfaßt (Zu- und Abflußprin-
zip).
Der Gewinn ergibt sich als Überschuß der Betriebseinnahmen über die Be-
triebsausgaben (vereinfachte Erfolgsrechnung). Abgesehen vom Anlagenver-
zeichnis erfolgt keine Bestandserfassung in Form einer Bilanz. Die Aufzeich-
nungspflicht erstreckt sich daher im wesentlichen auf die Betriebseinnahmen
und -ausgaben sowie die Anlagenzu- und -abgänge. Darüber hinaus sind im
Hinblick auf die Begrenzung des betrieblichen Schuldzinsenabzugs durch §4
Abs. 4a EStG auch die Entnahmen und Einlagen gesondert aufzuzeichnen.
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Es können gegenüber dem Betriebsvermögensvergleich Gewinnverlagerungen
von einer Periode in eine andere auftreten. Summa summarum muß aber der
während der gesamten Lebensdauer eines Betriebs erzielte Totalgewinn bei bei-
den Gewinnermittlungsarten übereinstimmen.

Nicht buchführungspflichtige Gewerbetreibende, die auch freiwillig weder Bü- 24
eher führen noch Aufzeichnungen gemäß § 4 Abs. 3 EStG anfertigen, werden
nach den Richtsatzsammlungen der Finanzämter besteuert, die diese auf re-

gionaler Ebene aus Erfahrungswerten von Buchführungspflichtigen der einzel-
nen Wirtschaftsbranchen zusammengestellt haben.

Die Richtsatzbesteuerung erfordert allerdings, daß mindestens ein Warenein-
gangsbuch (§143 AO) und von denjenigen, die regelmäßig an andere Gewerbe-
treibende liefern (z. B. Großhändler), auch ein Warenausgangsbuch (§ 144 AO)
geführt wird. Der mittels amtlicher Richtsätze festgestellte Gewinn ist vom Steu-
erpflichtigen widerlegbar, wenn dieser für seinen Betrieb von der Norm abwei-
chende Verhältnisse glaubhaft machen kann. Es wird folgende Formel ange-
wandt:

• Wareneinsatz zum Einstandspreis lt. Wareneingangsbuch x branchenüblicher
Bruttoaufschlagssatz lt. Richtsatzsammlung = Bruttoaufschlag.

• Wareneinsatz + Bruttoaufschlag = Sollumsatz.
• Sollumsatz x branchenüblicher Gewinnsatz lt. Richtsatzsammlung = Gewinn.

Von der Richtsatzbesteuerung ist die Durchschnittsbesteuerung der Land- 25
und Forstwirte nach § 13 a EStG zu unterscheiden. Die Durchschnittssätze ge-
mäß § 13 a EStG sind verbindlich und können vom Steuerpflichtigen nicht wi-
derlegt werden. Will der Land- und Forstwirt sie nicht gegen sich gelten lassen,
muß er den Betriebsvermögensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG oder die Einnah-
meüberschußrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG beantragen (§ 13 a Abs. 1 Satz 2
EStG).
Für die Ermittlung der Durchschnittssätze nach § 13 a EStG bedarf es grund-
sätzlich keinerlei Aufzeichnungen, da sich diese im wesentlichen aus feststehen-
den Flächenertragszahlen und der Zahl der mitarbeitenden Familienangehörigen
errechnen.

Neben ihren einkommensteuerlichen Dokumentationspflichten haben Unterneh- 26
mer auch die Aufzeichnungserfordernisse für Zwecke der Umsatzbesteuerung
nach § 22 UStG zu erfüllen. Durch entsprechende Beleggestaltung und Konten-
gliederung (u.a. Trennung von Mehrwertsteuer und Vorsteuer) kann diesen An-
forderungen in der Buchhaltung Rechnung getragen werden.

Mit Hilfe von Zwangsmitteln, wie Zwangsgeld, Ersatzvornahme oder unmittel- 27
barem Zwang (§ 328 ff. AO), kann das Finanzamt notfalls das Führen von Bü-
chern oder Aufzeichnungen beim Steuerpflichtigen durchsetzen, wenn dieser sei-
nen Verpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt. Davon wird allerdings
in den seltensten Fällen Gebrauch gemacht.
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Viel wirkungsvoller ist die Tatsache, daß das Finanzamt bei demjenigen, der die
von ihm verlangten Bücher und Aufzeichnungen nicht oder nicht in ordnungs-
gemäßem Zustand vorlegt, den Gewinn nach § 162 AO schätzt. Eine solche
Schätzung geht i. d. R. zu Lasten des Steuerpflichtigen. Ein Rechtsbehelf gegen
den geschätzten Gewinn hat nur wenig Aussicht auf Erfolg, da der Steuerpflich-
tige meist wegen des Fehlens ordnungsmäßiger Aufzeichnungen keinen Gegen-
beweis antreten kann. Das Finanzamt darf allerdings bei seiner Schätzung keine
Willkür walten lassen; vielmehr sind die für die Schätzung des Gewinnes im
Rahmen der jeweils zutreffenden Gewinnermittlungsart benötigten Ausgangs-
daten, soweit sie beim Steuerpflichtigen in unbestritten zutreffender Weise vor-

handen sind, als Grundlage der Schätzung heranzuziehen.

D. Die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
I. Begriff und Inhalt

28 Nach § 238 Abs. 1 HGB hat der Kaufmann nicht nur die Pflicht, irgendwie Bü-
cher zu führen, sondern es sind dabei die GoB zu beachten. § 5 EStG bildet die
Brücke zwischen Handels- und Steuerrecht. Er dehnt die Geltung der han-
delsrechtlichen GoB auf Gewerbetreibende aus, die zur Gewinnermittlung den
Betriebsvermögensvergleich durchführen.

Die meist sehr allgemein gefaßten handelsrechtlichen GoB wurden durch das
Steuerrecht und die Finanzgerichtsbarkeit nachhaltig geprägt und konkretisiert.
Handels- und steuerrechtliche GoB sind daher untrennbar miteinander verknüpft
und bilden de facto eine Einheit. Es gilt der Grundsatz der übereinstimmen-
den Ordnungsmäßigkeit, d.h., was handelsrechtlich als ordnungsmäßig gilt, ist
es auch im Steuerrecht und umgekehrt.

29 Die GoB sind ein unbestimmter Rechtsbegriff. Sie umfassen eine Vielzahl
unterschiedlicher Normen, die jedoch nirgends erschöpfend und abschließend
niedergelegt sind. Dies verbietet sich deshalb, weil sie einem ständigen Wandel
unterliegen und insofern einer dauernden Fortentwicklung und Anpassung be-
dürfen. So kommt es immer wieder vor, daß einerseits geltende GoB ihre Be-
deutung verlieren, während andererseits neue hinzutreten. Hier ist z.B. die frü-
here Verpflichtung zur Führung gebundener Bücher zu nennen, die heute längst
entfallen ist. Die GoB werden durch drei Rechtsquellen geformt:
• Gesetzliche Vorschriften: §§ 238

-

263 HGB, §§ 140
-

148 AO
• Rechtsprechung, insbesondere der Finanzgerichtsbarkeit mit dem BFH an

der Spitze
• Handelsbrauch, d.h. die im kaufmännischen Verkehr üblichen Gepflogen-

heiten.
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Eine Definition der Ordnungsmäßigkeit liefern übereinstimmend § 238 Abs. 1 30
HGB und § 145 Abs. 1 Satz 1 AO: Die Buchführung muß so beschaffen sein,
daß sie

• einem sachverständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit einen
Überblick über die Geschäftsvorfälie und über die Lage des Unterneh-
mens vermitteln kann.

Als sachverständiger Dritter gilt z.B. ein Wirtschaftsprüfer oder der Außenprü-
fer des Finanzamts. Eine ältere Begriffsumschreibung lautete: Ordnungsmäßig
ist, was ein ordentlicher und ehrbarer Kaufmann für richtig hält.

Die Ordnungsmäßigkeit hat nach § 239 Abs. 2 HGB

• einen materiellen und
• einen formellen Aspekt.
Die materielle Ordnungsmäßigkeit der Buchhaltung ist gewährleistet, wenn sie 31
vollständig und richtig ist. Vollständig bedeutet, alle Geschäftsvorfälle müssen
lückenlos verzeichnet sein. Keine Buchung darf fehlen; ebenso darf ohne ent-

sprechenden Vorgang auch keine erdichtet werden. Richtig ist die Verbuchung,
wenn das richtige Konto angesprochen wurde.

Die formelle Ordnungsmäßigkeit der Buchhaltung ist gewährleistet, wenn sie 32
zeitgerecht und geordnet ist. Als zeitgerechte Buchhaltung gilt eine zeitnahe und
chronologische Erfassung aller Geschäftsvorfälle. Von einer geordneten Buch-
führung wird verlangt, daß sich alle Geschäftsvorfälle in ihrer Entstehung und
Abwicklung verfolgen lassen (§ 238 Abs. 1 HGB). Dazu gehört die Vollzählig-
keit der Belege sowie ihre geordnete Ablage und Aufbewahrung. Zudem muß
sich die Zuordnung zwischen Buchung und Beleg jederzeit eindeutig feststellen
und mühelos nachvollziehen lassen. Das setzt voraus, daß keine Buchung ohne
Beleg erfolgt. Notfalls ist ein Eigenbeleg zu erstellen. Außerdem ist jeder Beleg
zu kontieren und auf dem Konto ein Hinweis auf den zugehörigen Beleg anzu-

bringen, beispielsweise durch eine Belegnummer. Die Kontierung hat nach ei-
nem den betrieblichen Bedürfnissen entsprechenden Kontenplan (vgl. Tz. 51 ff.)
zu geschehen.
Die wichtigsten GoB seien nachfolgend aufgezählt, ohne daß damit Anspruch 33
auf Vollständigkeit erhoben wird, da es im Einzelfall immer darauf ankommt,
ob der mit einer Buchführungsmaßnahme erstrebte Zweck erreicht werden
kann:

• Es ist keine bestimmte Organisationsform der Buchhaltung vorgeschrie-
ben. Grundsätzlich sind sowohl die einfache als auch die doppelte Buchfüh-
rung zulässig, wobei die einfache Buchführung nur bei Kleinstbetrieben die
gewünschten Informationen liefern dürfte. Es können Grundbücher und
Hauptbuch (vgl. Tz 63 ff.) getrennt oder zusammen mittels Durchschreibe-
buchführung erstellt werden. Die Verbuchung kann manuell oder maschinell
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erfolgen; technische Hilfsmittel aller Art bis hin zur EDV-Anlage können
zum Einsatz gelangen. Dabei ist es gleichgültig, ob eine eigene oder fremde
EDV-Anlage (Datenfernverarbeitung) benutzt wird. Im Falle der EDV-Buch-
führung sind jedoch die Grundsätze ordnungsmäßiger Speicherbuch-
führung (GoS) zu beachten (BStBl. 1995 I, S. 738). Es müssen allerdings
mindestens folgende Bücher vorhanden sein:

34 a) Kassenbuch, das täglich geführt werden soll (§ 146 Abs. 1 AO). Der
Übertrag in das Kassen-Sachkonto kann später erfolgen. Grundsätzlich muß
jede einzelne Einnahme und Ausgabe verzeichnet werden. Ausnahmsweise
genügt es für diejenigen, die im offenen Laden an unbekannte Kunden gegen
bar verkaufen (z. B. Einzelhändler), wenn sie die Tageseinnahmen in einer
Summe ins Kassenbuch übernehmen, belegt durch tägliche Kassenzettel oder
Tagesendsummenbons von Registrierkassen.
Der Soll- und Ist-Bestand der Kasse müssen stets übereinstimmen, z. B.
wenn der Außenprüfer des Finanzamts unangemeldet »Kassensturz« macht.
Kassenfehlbeträge können bei ordnungsgemäßer Kassenbuchführung nicht
auftreten. Werden sie im Zuge einer Außenprüfung dennoch festgestellt und
können sie vom Unternehmer nicht aufgeklärt werden, wird steuerlich
zunächst die unvollständige Verbuchung von Betriebseinnahmen (gewinner-
höhend) und nicht von Einlagen (erfolgsneutral) vermutet.

35 b) Wareneingangsbuch (§ 143 Abs. 1 AO). Das Wareneingangsbuch ist
grundsätzlich von allen Gewerbetreibenden zu führen. Hier sind sämtliche
Wareneingänge zu verzeichnen (§ 143 Abs. 2 AO). Die dabei festzuhalten-
den Angaben nennt § 143 Abs. 3 AO. Nicht zur Buchführung Verpflichtete
müssen mindestens diese Aufzeichnungen machen (vgl. Tz. 24).
Es ist jedoch kein gesondertes Buch notwendig. Nach § 239 Abs. 4 HGB
und § 146 Abs. 5 AO genügt auch die geordnete Ablage der Belege

-

hier
der Eingangsrechnungen. Das heißt, von dem ohnehin Buchführungspflichti-
gen werden keine zusätzlichen Aufzeichnungen verlangt, er kann vielmehr
die Eingangsrechnungen für seine Lieferungen den Anforderungen des § 143
AO entsprechend ablegen.

36 c) Ähnliches gilt für das Warenausgangsbuch (§ 144 AO). Es ist von Ge-
werbetreibenden zu führen, die regelmäßig an andere Unternehmer liefern
(z.B. Großhändler, vgl. Tz. 24). Wie die Aufzeichnungen im einzelnen zu er-

folgen haben, nennt § 144 Abs. 2-4 AO. Auch hier ist kein gesondertes
Buch erforderlich, es genügt eine geordnete Belegablage nach § 239 Abs. 4
HGB und § 146 Abs. 5 AO

-

hier der Ausgangsrechnungen
-

für Warenver-
käufe.

37 d) Tagebuch oder Journal, das alle übrigen Geschäftsvorfälle erfaßt. Bar-
geschäfte werden im Kassenbuch festgehalten. Für Einkäufe von Gütern und
Dienstleistungen existieren Eingangsrechnungen, die in Belegordnern abge-
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legt oder im Wareneingangsbuch verzeichnet sind. Entsprechendes gilt für
den Verkauf von Gütern und Dienstleistungen, so daß im Journal vornehm-
lich Waren- oder Materialrücksendungen, Preisnachlässe gegenüber Kunden
und von Lieferanten sowie die Begleichung von Rechnungen über Bank,
Postscheck, Scheck und Wechsel ihren Niederschlag finden.
Die vorgenannten Bücher können auch zu einer einzigen sogenannten Pri-
manota zusammengefaßt werden, die alle Geschäftsvorfälle nach dem Datum
geordnet enthält. Ein derartig umfassendes »Journal« vereint alle erforder-
lichen Grundbücher.

e) Erfolgen auch unbare Geschäftsvorfälle, so ist zusätzlich ein Geschäfts- 38
freundebuch oder Kontokorrent erforderlich, in dem die Kreditgeschäfte
festgehalten werden. Es muß jederzeit Auskunft erteilen können über den
Stand der Forderungen oder Verbindlichkeiten gegenüber den einzelnen
Kunden bzw. Lieferanten.

Das Kontokorrent kann auch in Form der sogenannten Offenen-Posten-
Buchhaltung geführt werden. Diese weist auf den Kontokorrent- oder Per-
sonenkonten der Geschäftspartner nicht die Addition aller Umsätze und
Zahlungen des Jahres aus, sondern jeweils nur die Differenz zwischen Um-
satz und Zahlung, also die offenen Posten, d.h. die unbezahlten Rechnun-
gen.
Dadurch sind zwar aus dem Kontokorrent nicht alle mit einem Geschäftspart-
ner getätigten Umsätze ersichtlich, sondern nur der jeweilige Stand der noch
offenen Forderung oder Verbindlichkeit gegenüber dem einzelnen Kunden
bzw. Lieferanten. Das genügt jedoch vollständig.
Das Kontokorrentkonto kann schließlich nach § 239 Abs. 4 HGB und § 146
Abs. 5 AO auch ganz entfallen, wenn statt dessen eine geordnete Ablage der
unbezahlten Rechnungen der einzelnen Lieferanten und Kunden erfolgt. In
die Lieferanten- bzw. Kundenmappen sind jeweils neue unbezahlte Rech-
nungen einzufügen und bei ihrer Bezahlung wieder herauszunehmen
(kontenlose Buchführung).
f) Für das bewegliche Anlagevermögen muß ein Bestandsverzeichnis (Anla- 39
genkartei) geführt werden (BFH vom 14. 12. 1966, BStBl. III 1967, S. 247).
g) Das Inventar ist durch eine körperliche Bestandsaufnahme zum Bilanz- 40
Stichtag (§ 240 HGB) zu erstellen (vgl. Tz. 180).

 Mit Ausnahme des Kassenbuchs, das tägliche Eintragungen erfordert, be- 41
deutet zeitnah für die übrigen Bücher nicht täglich. Vielmehr ist dieser Be-
griff großzügig auszulegen, d.h., die Erfassung in den Grundbüchern sollte
möglichst in nahem Anschluß an den Geschäftsvorfall

-

z.B. monatlich
-erfolgen. Anschließend bedarf es der Verbuchung auf den Konten des Haupt-

buchs in einer den betrieblichen Verhältnissen angemessenen Zeit, z.B. im
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kleineren Betrieb erst nach einem viertel oder halben Jahr. Dadurch wird ins-
besondere der Arbeitsweise von EDV-Anlagen Rechnung getragen, die aus

Gründen ihres rationellen Einsatzes in mittleren Betrieben nicht jeden Ge-
schäftsvorfall sofort verbuchen können. Vielmehr wird der Buchungsstoff
periodisch angesammelt und stapelweise verarbeitet. In diesen Fällen müssen
jedoch Vorkehrungen getroffen sein, daß Buchungsunterlagen bis zu ihrer
Verarbeitung weder verlorengehen noch gefälscht werden können. Dies gilt
insbesondere auch bei Datenfernverarbeitung.

42 • Die GoB schreiben auch keine bestimmte Form der Kontenspeicherung
vor. So brauchen

-

wie schon gesagt
-

keine gebundenen Bücher geführt wer-

den, ordnungsmäßig sind auch lose Blätter oder Karteikarten (Lose-
Blatt-Buchführung), ausgedruckte EDV-Endlosformulare oder nicht ausge-
druckte EDV-Speichermedien (Lochkarten, Magnetbänder, Plattenspeicher,
Disketten etc.) sowie die Speicherung auf einem Bildträger (Mikrofilm):
§ 239 Abs. 3 HGB und § 147 Abs. 2 AO. Lediglich die Bilanz ist im Original
aufzubewahren. Im Falle der Mikroverfilmung sind die Mikrofilm-Grundsät-
ze (BStBl. 19841, S. 156) zu beachten.

43 • Die Aufbewahrungsfrist für Handelsbücher und Jahresabschluß einschließ-
lich Inventar und Buchungsbelege beträgt 10 Jahre; für Handelsbriefe 6 Jah-
re (§ 257 Abs. 4 HGB und § 147 Abs. 3 AO).

44 • Der Jahresabschluß ist vom Kaufmann (§ 245 HGB), das Inventar von der
aufnehmenden Person (Abschn. 30 Abs. 2 EStR) zu unterzeichnen.

• Es dürfen keine fingierten Konten geführt werden (§154 AO).
• Änderungen von Buchungen müssen so vorgenommen werden, daß die Ur-

sprungsbuchung erkennbar bleibt (§ 239 Abs. 3 HGB, § 146 Abs. 4 AO).
45 • Die Bücher sind in einer lebenden Sprache zu führen, falls diese nicht

Deutsch ist, können Übersetzungen verlangt werden. Abkürzungen und Sym-
bole müssen eindeutig festgelegt sein (§ 239 Abs. 1 HGB und § 146 Abs. 3
AO). Der Jahresabschluß ist in deutscher Sprache und Euro aufzustellen
(§ 244 HGB).

• Die GoB gelten auch für diejenigen, die freiwillig Bücher führen (§ 146 Abs.
6 AO).

II. Bedeutung der Ordnungsmäßigkeit
46 Eine formell ordnungsmäßige Buchführung hat die Vermutung der sachli-

chen Richtigkeit für sich (§ 158 AO). Das bedeutet für den Kaufmann eine Ab-
wälzung der Beweislast auf das Finanzamt. Wird eine formell ordnungsmäßige
Buchführung vorgelegt, so kann das Finanzamt Zweifel an der sachlichen Rich-
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tigkeit nur mehr vorbringen, wenn es dafür konkrete Anhaltspunkte hat (§ 158
AO).
Auch wenn der Gewinn des Kaufmanns die Untergrenze des für ihn gültigen
amtlichen Richtsatzes nicht erreicht, ist das Finanzamt nicht schon deswegen be-
rechtigt, seine formell ordnungsmäßige Buchführung in Zweifel zu ziehen.
Vielmehr kann es vom Gewinn, den der Steuerpflichtige durch eine ordnungs-
mäßige Buchführung ermittelt hat, nur dann abgehen, wenn es im vorliegenden
Einzelfall konkrete sachliche Mängel nachweist.

Darin allein liegt nach geltendem Recht die Bedeutung einer ordnungsmäßigen
Buchführung. Im Gegensatz dazu war früher die Gewährung steuerlicher Ver-
günstigungen an die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung geknüpft.
Andererseits sind bei Mängeln in der Buchführung drei Stufen zu unter-
scheiden (Abschn. 29 Abs. 2 EStR):
• Die Buchhaltung weist Fehler auf, die im Rahmen der menschlichen Un- 47

zulänglichkeit liegen und sich auch bei Anwendung größtmöglicher Sorgfalt
wegen der Vielzahl der zu verbuchenden Geschäftsvorfälle nicht vermeiden
lassen. Sie können an Hand der vorliegenden Unterlagen ohne Schwierigkei-
ten berichtigt werden.

Das Finanzamt, das bei seiner Außenprüfung (§ 193 ff. AO) auf derartige
Fehler stößt, berichtigt diese, ohne daß dadurch die Ordnungsmäßigkeit der
Buchführung in irgendeiner Weise berührt wäre.

• Die Buchhaltung weist Fehler auf, die ebenfalls an Hand der vorliegenden 48
Unterlagen ohne weiteres berichtigt werden können. Allerdings häufen sich
die Fehler in einem Maße, daß das Finanzamt Grund zu der Vermutung hat,
bei den anläßlich seiner Außenprüfung (§ 193 ff. AO) durchgeführten Stich-
proben nicht alle Fehler entdeckt zu haben. Vielmehr dürften eine Reihe von
Fehlern verborgen geblieben sein.
In diesem Fall behält die Buchführung ebenfalls ihre Ordnungsmäßigkeit.
Das Finanzamt legt den erklärten Gewinn der Besteuerung zugrunde, nimmt
allerdings als Ausgleich für die noch vermuteten, aber nicht aufgedeckten
Fehler eine ergänzende Schätzung vor: Der Gewinn wird durch Zuschätzung
richtig gestellt (Teilschätzung).

• Die Buchführung weist schwerwiegende Fehler auf. Die Überprüfung ist 49
einem Buchsachverständigen (z.B. Außenprüfer) nicht innerhalb angemesse-
ner Frist möglich. Nur in diesem Fall wird die Buchführung insgesamt ver-
worfen. Der Gewinn wird durch Vollschätzung nach § 162 Abs. 2 AO er-
mittelt (vgl. Tz. 27). Ein derartig gravierender Mangel haftet der Buchfüh-
rung an, wenn sie schwere materielle Fehler (es fehlt ein erheblicher Teil
des Warenbestands in Inventar und Bilanz, es fehlt eines der zu führenden
Bücher, oder es wurde in beträchtlichem Ausmaß falsch verbucht etc.) oder
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wenn sie schwere formelle Fehler (kein Kontenrahmen, keine geordnete
Belegablage und -aufbewahrung etc.) aufweist. In einem solchen Fall wird
die Buchführung auch nicht dadurch ordnungsgemäß, daß das Finanzamt den
Fehler beseitigt und den nunmehr berichtigten Gewinn der Besteuerung zu-

grunde legt.
Eine ordnungswidrige Buchführung steht einer fehlenden Buchführung gleich.
Eine nachträglich rekonstruierte Buchführung ist nicht ordnungsgemäß, selbst
wenn sie sachlich zutrifft; daher ist zumindest Teilschätzung die Folge.
Im Zuge einer Schätzung wird die Finanzbehörde an die Obergrenze des
Wahrscheinlichen gehen. Allerdings gilt das Willkürverbot: Die vorhandenen
Unterlagen sind insoweit zu berücksichtigen, als ihre Richtigkeit außer Zweifel
steht. Gegebenenfalls liefern sie in Teilbereichen Anhaltspunkte. Ehe zur Voll-
schätzung geschritten wird, ist zu prüfen, ob eine Teilschätzung (Zuschätzung)
ausreicht.

Die Ordnungsmäßigkeit der Buchführung ist nach objektiven Gesichtspunkten
zu beurteilen; subjektive Momente spielen dabei keine Rolle. Wenn ein schwer-
wiegender Fehler festgestellt wird, ist es daher unerheblich, wer diesen verur-
sacht oder verschuldet hat. Auch wenn die Buchungsunterlagen durch Brand zer-
stört werden, verliert die Buchhaltung ihre Ordnungsmäßigkeit.
Wird aber die Buchhaltung eines Betriebs infolge eines mangelhaften Jahres-
abschlusses verworfen und der Gewinn nach § 162 AO geschätzt, so geschieht
dies wegen der Zweischneidigkeit der Bilanz (Schlußbilanz des einen und Er-
öffnungsbilanz des nächsten Jahres sind identisch) i. d. R. für 2 Jahre, also auch
für das auf die Verwerfung folgende Jahr.

Wer die Ordnungswidrigkeit vorsätzlich oder leichtfertig herbeiführt, kann da-
durch zusätzlich den steuerlichen Straftatbestand der leichtfertigen Steuerverkür-
zung (§ 378 AO), der Steuergefährdung (§ 379 AO) oder schlimmstenfalls der
Steuerhinterziehung (§ 370 AO) erfüllen.

E. Der Kontenrahmen

I. Bedeutung des Kontenrahmens

Eine ordnungsmäßige Buchführung erfordert einen systematischen Kontenauf-
bau unter Verwendung eines betrieblichen Kontenplans.
Um die Einheitlichkeit des Kontenaufbaus innerhalb der Betriebe eines Wirt-
schaftszweiges und damit die Möglichkeit zu Betriebsvergleichen zu gewährlei-
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sten, empfehlen die Wirtschaftsverbände den ihrer Branche zugehörigen Be-
trieben die Benutzung des von ihnen erarbeiteten Kontenrahmens.

Der Kontenrahmen stellt also eine Empfehlung dar. Niemand ist somit gezwun-
gen, einen bestimmten Kontenrahmen zu verwenden. Jeder Betrieb könnte sich
ein eigenes Kontensystem aufbauen.

Der Kontenrahmen gibt nur eine Grobgliederung für den Kontenaufbau vor, 52
der einer Verfeinerung durch den einzelnen Betrieb bedarf. Im Hinblick auf
einen Betriebsvergleich ist jedoch auch in unserem marktwirtschaftlichen Sy-
stem die Anwendung des Branchenkontenrahmens bei der Ausarbeitung des be-
trieblichen Kontenplans zweckmäßig. Der betriebliche Kontenplan

-

als Kon-
tenfeingliederung

-

stellt daher in der Regel eine auf die betriebsindividuellen
Bedürfnisse zugeschnittene Erweiterung des Branchenkontenrahmens dar.

Die derzeit gebräuchlichsten Kontenrahmen sind: 53

• der Gemeinschaftskontenrahmen der Industrie (GKR)
• der Industriekontenrahmen (IKR)
• der Kontenrahmen des Einzelhandels
• der Kontenrahmen des Großhandels.

Der BDI empfahl im Jahr 1951 die Anwendung des GKR. In den folgenden
Jahrzehnten wurde das betriebliche Rechnungswesen insbesondere durch den
Einsatz von EDV-Anlagen jedoch grundlegend verändert. Dieser Entwicklung
trug der BDI Rechnung und legte im Jahr 1971 ein neues Konzept vor: den IKR.
Der IKR dient darüber hinaus der Harmonisierung des Rechnungswesens auf in-
ternationaler Ebene. Sämtliche Kontenrahmen werden laufend aktualisiert. Die
DATEV als Zentralorganisation der steuerberatenden und wirtschaftsprüfenden
Berufe hat in Anlehnung an den GKR den SKR 03 und in Anlehnung an den
IKR den SKR 04 entwickelt.

II. Gliederungsprinzipien des Kontenrahmens

Die Gliederung des Kontenrahmens erfolgt durch einen numerischen Schlüssel, 54
wobei meist dreistellige, maximal vierstellige Ziffern verwendet werden. Der
betriebliche Kontenplan läßt sich problemlos aus diesem Ziffernsystem ableiten,
indem die Stellenzahl der Kontennummem je nach Bedarf erweitert wird. For-
mal sind die Kontennummern wie folgt aufgebaut:
1. Stelle = Kontenklasse, z.B. Kontenklasse 3.
2. Stelle = Kontengruppe, z.B. Kontengruppe 35....
3. Stelle = Kontenart, z.B. Kontenart 352...
4. Stelle = Konto, z.B. Konto 3520..
5. Stelle = Unterkonto, Z.B.Unterkonto 35201.
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Das angesprochene Unterkonto trägt hier die Nummer 35201. Aus den Ziffern
der einzelnen Stellen läßt es sich im Kontensystem eindeutig zuordnen.

55 Durch Gegenüberstellung des GKR mit dem IKR sollen die sachlichen Pro-
bleme des Kontenaufbaus und seine Auswirkungen auf die Organisation der
Buchhaltung demonstriert werden.

Der GKR ist durch

• das Prozeßgliederungsprinzip und
• das Einkreissystem gekennzeichnet.
Prozeßgliederungsprinzip bedeutet, die Kontenklassen sind nach dem Ablauf
des betrieblichen Umsatzprozesses (vgl. Tz. 2) angeordnet:

0 = Anlagevermögen und langfristiges Kapital
1 = Finanz-Umlaufvermögen und kurzfristige Verbindlichkeiten
2 = Neutrale Aufwendungen und Erträge (Abgrenzungskonten)
3 = Vorratsvermögen
4 = Kostenarten

5/6 = Kostenstellen
KLR7 = Kostenträger

(Bestände an fertigen und unfertigen Erzeugnissen)
8 = Betriebliche Erträge
9 = Eröffnung und Abschluß

Der Umsatzprozeß beginnt mit dem Kauf des Anlagevermögens mittels langfri-
stigem Kapital (Klasse 0), anschließend ist mit Hilfe kurzfristigen Fremdkapitals
für Liquidität zu sorgen (Klasse 1), damit die Einsatzstoffe (Klasse 3) beschafft
werden können, die als Kostenarten (Klasse 4) in den Kostenstellen (Klasse 5/6)
des Betriebs zu Kostenträgem (Klasse 7) verarbeitet werden, um Erträge (Klas-
se 8) auf dem Absatzmarkt zu erzielen. In Klasse 9 wird die Buchhaltung eröff-
net und durch Bilanz und Erfolgsrechnung abgeschlossen.
Lediglich die Klasse 2 paßt nicht in dieses Schema. Sie ist eine Folge des Ein-
kreissystems und dient der Abgrenzung zwischen FBH einerseits und KLR ande-
rerseits. Sie beinhaltet die Erfolgskonten, die keinen Eingang in die KLR (Klas-
se 4

-

8) finden.

56 Einkreissystem bedeutet, daß FBH und KLR im GKR organisatorisch eine Ein-
heit bilden. Die KLR ist integrierter Bestandteil der FBH. Die KLR, die sich in
den Klassen 4

-

7 abspielt, wird von der FBH mit den Klassen 0-3 und 8
-

9 ein-
geschlossen.

57 Grundlegend anders ist demgegenüber der IKR aufgebaut. Er ist gekennzeichnet
durch

• das Abschlußgliederungsprinzip und
• das Zweikreissystem.
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Abschlußgliederungsprinzip besagt, die Kontenklassen sind entsprechend ih-
rem Abschluß über Bilanz und Erfolgsrechnung angeordnet:
0 = Immaterielle Gegenstände und Sachanlagen
1 = Finanzanlagen
2 = Umlaufvermögen und aktive Rechnungsabgrenzung
3 = Eigenkapital und Rückstellungen
4 = Verbindlichkeiten und passive Rechnungsabgrenzuni:
5 = Erträge
6 = Betriebliche Aufwendungen
7 = Weitere Aufwendungen
8 = Ergebnisrechnungen

lirfolgsrechnung

Passiva der Bilanz

\ktiva der Bilanz

9 = KLR.

Das Abschlußgliederungsprinzip ermöglicht es, den Jahresabschluß maschinell
zu erstellen durch Zusammenfassen und Aufsummieren der Konten jeder Klasse.

Im Gegensatz zum GKR setzt der IKR ein nach dem Zweikreissystem aufge- 58
bautes Rechnungswesen voraus; d.h. FBH und KLR bilden zwei organisatorisch
weitgehend voneinander getrennte Abrechnungskreise. Dies hat in größeren Be-
trieben den Vorteil, daß an beiden Rechnungszweigen von verschiedenen be-
trieblichen Abteilungen unabhängiger voneinander gearbeitet werden kann.

Da FBH und KLR schon in mittleren Betrieben zumindest von unterschiedlichen
Personen abgewickelt werden, ist das Einkreissystem nur im Kleinbetrieb mit
manueller Abrechnung von Vorteil.

Das Zweikreissystem scheint zunächst arbeitsaufwendiger, da es eine zusätzliche
Zahlenübertragung von der FBH in die KLR oder umgekehrt erfordert. Dies
spielt jedoch bei Einsatz von EDV keine Rolle.

III. Abgrenzung von Finanz- und Betriebsbuchhaltung
Das organisatorische Ineinandergreifen beider Rechnungszweige im GKR und 59
IKR soll an Hand eines Beispiels gegenübergestellt werden.

Beispiel:
Ein Betrieb weist für eine Abrechnungsperiode folgende Daten auf:

Betrieblicher Aufwand und Ertrag: Materialverbrauch 6(1000. Personalkosten 50 000,
Umsatzerlöse 170 000.

Neutraler Aufwand und Ertrag: Hausreparatur 10 000, Bilanzabschreibung 5 000,
Bankzinsen 3 000, verdorbene Ware 12 000, Mieterträge 2 000.
Kalkulatorische Kosten: kalk. Unternehmerlohn 9 600, kalk. Zinsen 4 200, kalk. Wag-
nisse 4 000, kalk. Abschreibung 5 700.

Wie lautet das Betriebs- und Unternehmensergebnis?
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Lösung:
a) Verbuchung nach dem GKR:

Kontenklasse 2

(987) 10 000
_H

(987}
S_
(0)
s_
(113)
s_
(300)
S_

2 000 (113) :
230 Bilanzabschr.

5 000' | (987)
_240 Zinsen_

3 000' ! (987)
250 a. o. Aufwand

12 000 • | (987)
280 Verr. kalk. Abschr. H

(9871
S_
(987)
S_
(987)
S_

5 700 (480)
281 Verr kalk. Zinsen

4 200 (481)
282 Veir. kalk. Wagnisse

5 7O0
_H
4 200
_H

4 000 (482)
283 Verr. kalk. ITlohn

(987) 9 600

4 000
_H
96O0

_Kontenklasse 4

S_400 Materialkosten
(300) 60 000' | (980)
S_430 Personalkosten
(113) 50 000 • | (980)
S_480 Kalk. Abschr.

50 000
_H

5 700 (!
481 Kalk Zinsen

5 700
_H

4 200 (980)
482 Kalk. Wagnisse

(282) 4 000 (980)
S_483 Kalk. Untern lohn

4 200
_H
4 000
_H

(980) 9 600

_Kontenklasse8/9_
S_830 Umsatzerlöse_H
(980) 170 000 | (113) 170 000 •

S_980 Betriebsergebnis_H
(400) 60 000
(430) 50 000
(480)
(481)
(482)
(483)

5 700
4 200
4 000
9600

(830) 170 000

987 Nebenergebnis
(210) 10 000
(230) 5 000
(240) 3 000
(250) 12 000

(211) 2 000
(280) 5 700
(281) 4 200
(282) 4 000
(283) 9 600
(989) 4 500

(987) 4 500
(07) 32 000 •

(980) 36 500

Buchungsschritte:
• Verbuchung der betrieblichen Aufwendungen und Erträge auf den Konten der Klas-

sen 4/8 sowie der neutralen Vorgänge in Klasse 2.
• Verbuchung der kalkulatorischen Kosten durch den Buchungssatz: von Klasse 4 an

Klasse 2. Die kalkulatorischen Kosten führen somit in der Klasse 2 zu neutralen Er-
trägen.

• Dreistufiger Abschluß:
1. Abschluß der Klassen 4 und 8 mit 980 Betriebsergebnis. Ermittlung des betriebli-

chen Gewinns von 36 500 und Abschluß mit 989 GuV.
2. Abschluß der Klasse 2 mit 987 Nebenergebnis (neutrales Ergebnis). Ermittlung

des neutralen Verlustes von 4 500 und Abschluß mit 989 GuV.
3. Ermittlung des Unternehmensgewinns von 32 000 auf Konto 989 und Abschluß

mit 07 Eigenkapitalkonto
.
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